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Schweizerisches Bundesgericht, I. zivilrechtliche Abtei-

















Im  Hinblick  auf  die  Veranlagung  der  Klägerin  für  die 
Geschäftsjahre  1993/1994  hat  der  für  juristische  Personen 
zuständige  Steuerkommissär  des  Kantons  Thurgau  am 













Am  22.  März  1996  erliess  der  für  juristische  Personen 
zuständige  Steuerkommissär  die  «Kantonale  Veranlagung 
1994» betreffend die Klägerin und nahm darin per Geschäfts-



































Bundessteuer  erhoben  sowohl  die  Klägerin  als  auch  die 
Eheleute A. Einsprachen, welche am 4. Oktober 1999 abge-
wiesen wurden.  Die  Steuerrekurskommission  des Kantons 
Thurgau bestätigte diese Entscheide. Die dagegen erhobenen 
Verwaltungsgerichtsbeschwerden  wies  das  Bundesgericht 
mit  Urteil  vom  3.  November  2000  ab  (2A.187/2000  und 
2A.195/2000, vom BGer. vereinigt). Darin wurde in E. 3c/cc 
ausgeführt:
«Es geht – sowohl beim Übernahmepreis für den Porsche 
als auch bei der streitigen Abschreibung für den Mercedes – 
nicht bloss um reine Bewertungsfragen, worüber in guten 
Treuen geteilte Meinungen möglich sein können. Die Be­
schwerdeführer wussten bzw. mussten wissen, dass ein ca. 
vierjähriger Porsche 911 Carrera mit 4000 km niemals bloss 
einen Marktwert von Fr. 10 000.– haben konnte. Analoges 
gilt für die Abschreibungen auf dem Mercedes, den die Be­
schwerdeführer unbestrittenermassen auch privat benutzten. 
Diesbezüglich wussten sie um die geldwerten Vorteile, die ih­
nen durch den privaten Gebrauch des Geschäftswagens der 
Mit Bemerkungen von 
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X. AG zuflossen. Sie haben daher ihr Einkommen und Vermö­
gen nicht vollständig deklariert (vgl. E. 3b/cc) und den Er­
folg, d.h. die unvollständige Veranlagung vom 2. Juli 1996, 
zumindest in Kauf genommen (Eventualvorsatz). Dies führt 
zur Verurteilung wegen vorsätzlicher vollendeter Steuerhin­
terziehung (vgl. auch [...]).
Der Einwand, der Beschwerdeführer A. A. habe sich um 
die Buchhaltung bzw. Steuererklärung nicht näher geküm­
mert und damit auch keine vorsätzliche Steuerhinterziehung 
begehen können, dringt nicht durch. Wie ausgeführt, ist er­
wiesen, dass A. A. vor Einreichung der Steuererklärung um 
die geldwerten Vorteile, die ihm von der X. AG zugeflossen 
sind, gewusst hatte. Auf diese geldwerten Vorteile hätte er 
seinen Vertreter hinweisen und entsprechend dokumentieren 
müssen oder er hätte zumindest die Steuererklärung nicht 
ohne entsprechende Korrekturen unterzeichnen und einrei­
chen dürfen. Die Steuerbehörden haben daher zu Recht auf 
ein zumindest eventualvorsätzliches Vorgehen der steuer­

















samt  Fr. 90 741.35,  für  entsprechende  Verfahrensgebühren 
von Fr. 10 435.80 und Anwaltskosten von Fr. 19 907.50.
Mit Entscheid vom 13. November 2006 verpflichtete das 
Handelsgericht  die Beklagte  in  teilweiser Gutheissung  der 
Klage,  der  Klägerin  Fr. 82 189.75  zuzüglich  5 %  Zins  seit 
1. Januar 2003 zu bezahlen.
C. –  Die  Beklagte  hat  den  Entscheid  des  Handelsgerichts 
vom  13.  November  2006  sowohl  mit  eidgenössischer  Be-
rufung als auch mit kantonaler Nichtigkeitsbeschwerde an-

















büsste  das  Steuerdelikt  zufolge  fehlerhafter Beratung  oder 
Risikoaufklärung begangen habe oder wenn bei der Bemes-
sung  der  Busse  dem  strafrechtlichen  Verschuldensprinzip 




die  unterschiedliche  Situation  bezüglich  des  Porsche  und 
des  Mercedes  und  die  unterschiedliche  Konstellation  bei 

















die  Beklagte,  der  Klägerin  als  Schadenersatz  zwei  Drittel 
der ihr bzw. den Eheleuten A. auferlegten Strafsteuern sowie 
der mit den Strafverfahren verbundenen Rechtsverfolgungs-















Bundessteuer  vom  14.  Dezember  1990  (DBG)  und  § 208 
Abs. 1 Ziff. 1 des Steuergesetzes des Kantons Thurgau vom 
14.  September  1992  (StG/TG)  wegen  Steuerhinterziehung 
mit  Busse  bestraft.  Die Ansätze  dieser  Bussen  werden  in 
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des Ansatzes  für  das  vollendete  Delikt.  Diese  Regelstraf-





auch  Guido  Jenny, Verschuldensprinzip  und  Strafzumes-
sungsregeln  im  Steuerstrafrecht,  ASA  66/1997  S. 257 ff., 
S. 258 ff.).  Wer  vorsätzlich  zu  einer  Steuerhinterziehung 








dass  eine  vertragliche Vereinbarung,  welche  einen  Dritten 
verpflichtet, die Busse ganz oder teilweise zu bezahlen, wi-
derrechtlich  im Sinne  von Art. 20 Abs. 1 OR  ist  (BGE 86 
II  71 E. 4 S. 76 ff.). Mit  der  höchstpersönlichen Natur  der 
Busse ist auch nicht vereinbar, dass der Gebüsste bezüglich 
der durch sie erlittenen Vermögensverminderung von einem 
Dritten  wegen  einer Vertragsverletzung  Schadenersatz  zu-














2.3.3  In  der Lehre wird  jedoch  angenommen,  bei  Steu-
erbussen  würden  sich  in  bestimmten  Fallkonstellationen 
Ausnahmen  aufdrängen. Eine  solche  sei  zuzulassen, wenn 
durch ein privatrechtliches Fehlverhalten eines Beraters, ins-
besondere  eines  Steuerberaters,  dem  Steuerpflichtigen  die 
Möglichkeit  genommen  wird,  mittels  rechtzeitiger  Selbst-
anzeige  eine  Strafmilderung  zu  erlangen  (Koller,  a.a.O., 
S. 203;  derselbe,  Strafsteuern  als  privatrechtlich  ersatz-
fähiger Schaden? – Ein weiterer Meilenstein  in der Recht-
sprechung zur Haftung rechtsberatender Berufe, AJP 2003, 
S. 713 ff.,  S. 718;  Peter Avancini/Gert M.  Iro/Helmut 
Koziol,  Österreichisches  Bankvertragsrecht,  Bd.  1, Wien 
1987, S. 167 Rz. 2/146). Wie es sich damit verhält, kann im 
vorliegenden Fall offen bleiben, da sich aus dem angefoch-















2.3.5 Bei der  letztgenannten Konstellation  liegt eine  für 
die  Bestrafung  kausale  Verletzung  vertraglicher  Aufklä-
rungspflichten vor. Anders verhält es sich jedoch, wenn der 
Steuerpflichtige  für  sein  eigenes Verschulden bestraft wur-
de, weil er – entsprechend dem Grundsatz, dass eine Person 
bezüglich  ihr  bekannter  Risiken  keiner Aufklärung  bedarf 




nur  verneint  werden,  wenn  einem  Steuerpflichtigen  eine 
Busse auferlegt wird, obwohl ihm aufgrund der vertraglich 
vereinbarten Beratung  kein  eigenes Verschulden  anzurech-
nen  ist.  Die Verhängung  einer  solchen  verschuldensunab-
hängigen Strafe sollte jedoch nach geltendem Recht ausge-
schlossen  sein,  da  das  strafrechtliche Verschuldensprinzip 
grundsätzlich  auch  für  Steuerstrafen  gilt  (Koller,  a.a.O., 













2.4  Die  im  vorliegenden  Verfahren  umstrittenen  Steu-
erbussen sind den Eheleuten A. und der Klägerin aufgrund 
ihres  eigenen Verschuldens  in  der  Form  von Vorsatz  bzw. 
Eventualvorsatz  auferlegt  worden,  wobei  auch  nach  den 
Feststellungen  des  Handelsgerichts  berücksichtigt  wurde, 
dass die gebüssten Personen von der Beklagten beraten bzw. 
vertreten  wurden.  Damit  sind  die  Bussen  verschuldensab-
hängig  ausgesprochen  worden,  weshalb  sie  als  höchstper-
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der  Gebüssten  verursachten  Strafsteuerverfahren  anfielen, 
nicht  als  ersatzfähiger  Schaden  qualifiziert  werden  (vgl. 
Koller,  a.a.O., AJP  2003,  S. 721). Daraus  folgt,  dass  die 




1.–  a)  Der  vorstehend  wiedergegebene  Entscheid  be-
schlägt  eine  ganz  zentrale  Problematik  an  einer  der  zahl-
reichen  Schnittstellen zwischen dem Privatrecht und dem 
Steuer(straf)recht. Das Urteil bringt mit aller nur wünschens-
werten Deutlichkeit Klarheit in einer für die Rechtsberatung 
generell  und  die  Steuerberatung  im Besondern  sehr wich-
tigen Frage. Es bereichert damit gleichzeitig auch den bun-
ten Strauss von höchstrichterlichen Entscheiden im Zusam-










ausnahmsweise –  zugunsten  des  potentiell  Haftpflichtigen 
ausging,  mag  die  Steuerberatungsbranche,  die  Rechtsan-
wälte und nicht zuletzt auch die Berufshaftpflichtversicherer 
beruhigen. Das Urteil hat klarerweise zur Folge, dass sich 





Beraters  zivilrechtlich  folgenlos  bleiben.  Es  liegt  auf  der 
Hand: Die Rechtsprechung des Bundesgerichts ist kunden­
unfreundlich –  so sehr sie unter rechtssystematischen Ge­
sichtspunkten begrüsst werden muss! 
Branchen,  die mit  hohem Berufsstandard Werbung ma-
chen, müssten  eigentlich  an  einer  solchen Rechtsprechung 
kein  Interesse  haben.  Proteste  von  Seiten  der  Steuerbera-
ter  gegen  den Bundesgerichtsentscheid waren  bisher  aller-
dings kaum zu vernehmen,  im Gegenteil (siehe etwa Rolf 
Benz/Julia Hug, Steuerbussen sind höchstpersönlicher Na-















zahlen. Solange  sie nicht  erwischt würden, dürften  sie mit 
dem Berater und seinen «innovativen, kreativen» Leistungen 
sehr zufrieden sein und diejenigen, die vor solchen Machen­
schaften warnen, als Ewiggestrige und Fiskalisten verhöhnen 
(Urs R. Behnisch, Die steuerrechtliche Rechtsprechung des 
Bundesgerichts in den Jahren 2006 und 2007, ZBJV 2008, 
445 ff.,  spez.  462).  Das  sind  nicht  nur  deutliche,  sondern 
auch sehr beachtenswerte Worte.
c) Ein ähnliches Renommeeproblem hätte sich eigentlich 
seinerzeit  aus dem «Devisenbussen-Fall»  (BGE 115  II  72; 
dazu einlässlich Thomas Koller, Steuern und Steuerbussen 
als privatrechtlich  relevanter Schaden, ZSR 1994 I 183 ff.) 
für  Banken  und  das  Bankgeheimnis  ergeben  können: Was 









gemäss  Art. 47  BankG  i.V.m.  Art. 333  Abs. 2  StGB)  den 
«Wert» des Bankgeheimnisses im Grunde erheblich senkt. 




rechtlich  in Anspruch  genommene  Dienstleistungsanbieter 
in  Fällen wie  dem hier  diskutierten  oder  im  «Devisenbus-
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sen-Fall»  auch  bei  klaren  Vertragsverletzungen  Schaden-
ersatzzahlungen verweigern und  einen Prozess  bis  vor  das 
Bundesgericht  trotz  der  damit  zwangsläufig  verbundenen 





rechtlich  relevanten  und daher  grundsätzlich  auf  ein  ande-
res Rechtssubjekt – z.B. auf eine Bank, einen Steuerberater 
oder gar auf einen Staat selbst (vgl. zu Letzterem das Urteil 
des  Bundesgerichts  2P.35/2006  vom  11.1.2007) –  abwälz-





ein  Delikt  ohne Zutun des Belangten  begangen  hatte  und 
die Straftat aufgrund einer angeblichen oder echten gesetz­ 






Busse  von  der  Bürgin  verlangen  könne  (BGE  86  II  71), 




Tessin  als Vorinstanz  hatte  die Widerrechtlichkeit  der Ver-
einbarung bejaht). Bis zum hier besprochenen Fall hat sich 
dagegen das Bundesgericht noch nie ausdrücklich mit dem 
Problem  auseinandergesetzt,  ob  die  einem Vertragsgläubi-
ger auferlegte Busse wegen der Schlechterfüllung einer ver­
traglichen Beratungspflicht grundsätzlich auf den Vertrags-
schuldner abwälzbar ist oder nicht.
Die  Frage  der Abwälzbarkeit  von Bussen  liesse  sich  je 





Schutzzweck  der  vertraglichen  oder  gesetzlichen Geheim-
haltungspflicht  nicht  darin  bestehe,  den  Geheimnisherrn 
vor  Strafverfolgung  zu  schützen. Beim  «Bürgschafts-Fall» 
liesse  sich  fragen,  ob  eine  Bürgschaft  für  eine  staatliche 
Abgabe (wie z. B. eine Zollbürgschaft) auch die Pflicht des 
Bürgen  zur  Bezahlung  einer  Hinterziehungsbusse  umfasse 
(womit die Fragestellung auf ein reines Vertragsauslegungs-
problem  reduziert würde). Bei  der  Schlechterfüllung  einer 
vertraglichen Beraterpflicht dagegen könnte der Standpunkt 
vertreten werden, der Berater habe unter anderem auch die 
Aufgabe, seinen Vertragspartner vor strafbarem Verhalten 
zu bewahren;  verletze  der Berater  seine Pflicht  und werde 
der Vertragspartner daher strafbar, so sei die Busse als Ver-







Wer für eigenes Verschulden mit einer strafrechtlichen Busse 
belegt wird, kann diese grundsätzlich – abgesehen von Aus-
nahmen  in  ganz  besonderen  Fallkonstellationen  (vgl.  dazu 
unten Bemerkung  6b  und  c) – nicht auf einen Dritten ab­





desgericht noch vorsichtig aus, es entspreche nicht dem herr­
schenden sittlichen Empfinden in unserem Land («ai concetti 
morali dominanti nel nostro paese»), dass ein Schuldiger dem 
andern die Last der Strafe abnehme («che un colpevole tolga 
all’altro l’onera della sua pena»; BGE 79 II 151 S. 153). Und 
so hatten die Erben des Grafen – ungeachtet eines ausdrück-
lichen mündlichen Versprechens  des Verblichenen  und  der 
Devise  «Adel  verpflichtet» –  dem Borghese  Ferster  seinen 
Anteil an der Steuerbusse nicht zu ersetzen, weil keine sitt­
liche Pflicht i.S.v. Art. 239 Abs. 3 OR zur Zahlung bestand 
und ein rechtlich gültiges Schenkungsversprechen mangels 
Einhaltung  der  Schriftform  nicht  vorlag  (sachlich  ist  die 
Auffassung des Bundesgerichts, es habe sich um ein – wenn 
auch  formungültiges –  Schenkungsversprechen  gehandelt, 




den könne. Es sei ausgeschlossen, dass ein Dritter der Pflicht 
des Verurteilten, die Busse zu zahlen, beitrete, sie mit befrei­
ender Wirkung für den Verurteilten übernehme oder sich für 
ihre Erfüllung verbürge. Die Widerrechtlichkeit mache die 
genannten Verträge nichtig (BGE 86 II 71 S. 77). Im «Devi-
senbussen-Fall» hat das Bundesgericht diese Argumentation 










keinen Fall verpflichtet. Fragen nach der Formbedürftigkeit 
oder dem Umfang einer vertraglich übernommenen Ver­
pflichtung, der Tragweite von Beratungspflichten oder dem 
Schutzzweck von Geheimhaltungsnormen stellen sich in die­
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terlichen  Rechtsprechung  dürfte  nunmehr  klar  sein,  dass 
zwei  frühere  Bundesgerichtsurteile  aus  heutiger  Sicht  im 
Ergebnis falsch oder zumindest problematisch sind. Im Ur-
teil 4C.316/2001 vom 7.2.2002 bestätigte das Bundesgericht 




















Th. Koller,  Steuern  und  Steuerbussen  als  privatrechtlich 
relevanter Schaden, a.a.O., 194 f.).
d)  Abgeschlossen  dürfte  mit  diesem  Urteil  auch  die 
Diskussion  der  Frage  sein,  ob  in  vertraglichen Schadlos­
haltungsklauseln von fiduziarischen oder sonst wie wei­
sungsgebundenen Verwaltungsräten  rechtsgültig  vereinbart 
werden kann, dass der Weisungsgeber dem Verwaltungsrat 
Bussen zu ersetzen habe, welche diesem wegen Befolgung 
einer  rechtswidrigen Weisung  auferlegt  werden  (vgl.  dazu 
etwa Claudio Bazzani, Vertragliche Schadloshaltung wei-
sungsgebundener  Verwaltungsratsmitglieder,  Diss.  Luzern 
2007, 35 ff.; Christina Lips-Rauber, Die Rechtsbeziehung 




Eine  solche  vertragliche Vereinbarung  ist  offenkundig  wi-
derrechtlich und damit nichtig (Art. 20 OR).
3.–  a) Unter rechtssystematischen Gesichtspunkten ist das 
hier diskutierte Grundsatzurteil zu begrüssen. Das  Steuer-
strafrecht  ist  heute von  seiner Konzeption her  echtes,  dem 
Verschuldensprinzip  verpflichtetes  Strafrecht  (wenn  auch 
selbstverständlich Nebenstrafrecht). Bestraft werden soll der 
Steuerpflichtige nur, wenn und soweit er selbst schuldhaft 




ausgesprochen  werden  kann  [Art. 333 Abs. 2  StGB  i.V.m. 
Art. 186 DBG  und Art. 59  StHG])  soll  den  Steuerpflichti-
gen selber in seinem Vermögen treffen. Nimmt man dieses 






zuwälzen. Das Steuerstrafrecht selbst bestimmt nach diesem 
Konzept abschliessend, dass der Täter den Vermögensnach­
teil tragen soll. Würde das Privatrecht (oder das öffentliche 
Verantwortlichkeitsrecht)  anders  entscheiden,  so  unterliefe 
es  damit  eine  zentrale Wertung des Steuerstrafrechts. Eine 
Rechtsordnung,  welche  nicht  mit  sich  selbst  in  Wider-
spruch geraten will, kann dies nicht  tolerieren. Mit andern 
Worten:  Der hier diskutierte höchstrichterliche Entscheid 
beruht – für einmal – auf einer sachgerechten, in sich rich­
tigen Wertungskoordination zwischen dem Privatrecht und 















zu prüfen, ob der erste Verteilmechanismus eine endgültige 




Analyse  der  beteiligten  Lastverteilmechanismen  gefunden 
werden. Dies soll anhand von ein paar Beispielen illustriert 
werden.
aa)  Erleidet  eine  Person  aus  einem  Haftpflichtereignis 
einen  Körperschaden,  so  haben  Sozialversicherungsträger 
(Krankenkasse,  Unfallversicherer,  Invalidenversicherung) 







sätzlich  (selbstverständlich  nur,  wenn  ein  Haftpflichttat-
bestand  erfüllt  ist)  über  das  Haftpflichtrecht  als  zweiten 
Verteilmechanismus auf den Haftpflichtigen abwälzen. Der 
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menversicherungen. Hat  der Verunfallte  eine  private  Sum-
menversicherung  abgeschlossen,  so  gehen  gemäss Art. 96 
VVG seine Ansprüche gegen den Haftpflichtigen nicht auf 
den Versicherer über. Diese Bestimmung, die nicht zu Un-
gunsten  des Versicherten  abgeändert  werden  darf  (Art. 98 
Abs. 1 VVG), schliesst es aus, dass der Versicherer den aus 
der Zahlung der Versicherungssumme resultierenden Nach-
teil  auf  den  Haftpflichtigen  abwälzen  kann.  Der  versiche-
rungsvertragsrechtliche  Lastverteilmechanismus  ist  hier 
kraft  ausdrücklicher  gesetzlicher Anordnung  abschliessend 
(vgl.  zu  Art. 96  VVG  einlässlich  etwa  Alfred  Maurer, 
Schweizerisches Privatversicherungsrecht, 3. A. Bern 1995, 
410 ff.).
cc)  Heikler  zu  beurteilen  ist  demgegenüber  die  Frage, 
ob  das  Familienrecht  eine  abschliessende  Unterhaltslast-
verteilung vorsieht. Dem Gesetz lässt sich, jedenfalls in der 
Schweiz, dazu nichts entnehmen. Das Bundesgericht hat die-
se  Frage –  nach meinem Dafürhalten  zu Recht –  verneint. 
Eltern können daher den Vermögensnachteil, der ihnen aus 
der Unterhaltslast nach der Geburt eines ungeplanten Kindes 




lienrecht regelt somit nur im Verhältnis zwischen Eltern und 
Kind, ansonsten aber – wie das Bundesgericht ausdrücklich 
entschieden  hat – nicht abschliessend, wer die Unterhalts­





















zerischen  Steuerrecht  keine  steuerrechtliche Regelung,  die 
verlangen würde, dass das Steuersubjekt die ihm auferlegte 
Steuer  zwingend  selber  tragen muss.  Steuerüberwälzungs­
klauseln in Verträgen  sind  daher  ohne  weiteres  möglich 
(vgl.  dazu  etwa Thomas Koller,  Beurkundungsprobleme 
bei  Steuerüberwälzungsklauseln  in  Grundstückkaufverträ-
gen, AJP 2007, 1491 ff.),  und  in Haftpflichtfällen oder bei 
der Schlechterfüllung eines Vertrages kann der Geschädigte 
gegebenenfalls  einen  Steuerschaden  auf  den  Verursacher 
abwälzen (vgl. dazu Thomas Koller, Zur «Steuerplanung 
im  Haftpflichtrecht» –  Ein  Diskussionsbeitrag,  SJZ  1989, 
221 ff.;  ders.,  Harmonien  und  Dissonanzen  im Verhältnis 
zwischen  Privatrecht  und  Steuerrecht,  SJZ  2000,  305 ff., 








Der steuerrechtliche Lastverteilmechanismus ist somit, so­
weit bloss Steuern und nicht Steuerbussen in Frage stehen, 
nicht als abschliessend zu verstehen.
ee) In klarem Gegensatz dazu stehen aufgrund der oben 
skizzierten  Überlegungen  Steuerbussen,  ja  strafrechtliche 
Bussen und Geldstrafen generell. Von seinem Selbstverständ­
nis her muss der strafrechtliche Lastverteilmechanismus de­





c)  Der  deutsche  Bundesgerichtshof  sieht  dies  anders. 
Zwar  schliesst  er  bei  vorsätzlicher Steuerhinterziehung 
eine  Abwälzung  der  das  Vermögen  des  Steuerpflichtigen 












der  Steuerpflichtige  sich  in  dieser  Lage  eines  steuerlichen 
Fachberaters bediene, so bestehe dessen Aufgabe nicht nur 
darin,  die  seinem  Mandanten  zustehenden  Steuervorteile 
auszuschöpfen, sondern er habe ihn auch davor zu bewah­
ren, sich durch Überschreitung des zulässigen Rahmens der 
steuerstrafrechtlichen Verfolgung auszusetzen  (Urteil  des 
BGH vom 14.11.1996, NJW 1997, 518 ff. spez. 519; Jürgen 
Gräfe/Rolf  Lenzen/Andreas  Schmeer,  Steuerberater-
haftung, Herne/Berlin 4. A. 2006, Rz. 580; Carsten Heuel, 
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Haftung  für  Steuerberatung,  Eine  rechtsvergleichende Un-
tersuchung  zum  deutschen  und US-amerikanischen Recht, 
Diss.  Marburg  2006,  Frankfurt  a.M.  2007,  187  f.;  keine 
Erwähnung  findet  dieses  wichtige  BGH-Urteil  bei  J.  von 












öffentliches Recht  und Zivilrecht  der Sache nach nicht  als 
Einheit,  sondern beurteile den vorliegenden Fall  allein aus 
zivilrechtlicher  Sicht.  Dabei  stelle  der  Senat  entscheidend 
auf den Verursacherbeitrag des Steuerberaters im Innenver-
hältnis ab. Das öffentlichrechtliche Aussenverhältnis bleibe 
davon  unberührt. Der durch die öffentlichrechtliche Geld­
busse entstandene Vermögensnachteil des Steuerpflichtigen 
werde aus dieser Sicht nicht mehr als Folge mangelnder 
individueller Verantwortung des Steuerpflichtigen im Aus­
senverhältnis gegenüber dem Fiskus begriffen; er beruhe 
vielmehr in erster Linie auf der Fehlleistung des Steuerbera­
ters im Innenverhältnis. Der Steuerpflichtige trage demnach 
gegenüber dem Fiskus die strafrechtliche Verantwortung; im 






die Gruppe  der  versicherten  Steuerberater  und –  soweit  es 
der Markt zulasse – ihre Mandanten und letztlich damit die 
Allgemeinheit. Gegen eine vorschnelle Abwälzung von Buss­
geldern spreche aber, dass die generalpräventive Wirkung 
einer Bussgelddrohung für den Steuerpflichtigen nachlasse, 
wenn sich bei Verwirklichung des bussgeldbewehrten Tatbe­












im  hier  diskutierten  Fall  das  Handelsgericht  des  Kantons 
St. Gallen getan hat (siehe dazu hinten Bemerkung 4a). Fak-
tisch läuft das auf eine Reduktion oder Aufhebung der Stra-
fe hinaus. Das Bundesgericht hingegen erteilt einer solchen 
Bussenüberprüfung und Bussenreduktion durch ein Zivilge­
richt eine deutliche Absage  (BGE 134 III 59 E. 2.4 S. 66). 
Es  nimmt  so  eine  klare Abgrenzung  und Aufgabenteilung 
zwischen dem Steuer(straf)recht und dem Privatrecht vor. Da 
diese Abgrenzung nicht auf formalen Kriterien, sondern auf 













das Steuerstrafrecht sei auch heute noch nicht so sehr ver­
schuldens­, sondern immer noch erfolgsorientiert.
a)  So  hatte  ganz  offenkundig  das  Handelsgericht  des 
Kantons St. Gallen, wenn man die Begründung seines Ur-
teils  anschaut,  deutliche  Vorbehalte  gegen  die  praktische 
Handhabung des Steuerstrafrechts im vorliegenden Fall. Es 
lässt zunächst durchblicken, dass eine Hinterziehungsbusse 






die  Hinterziehungsbussen  heute  als  strafrechtliche  Sank-
tionen  i.e.S. angesehen würden  und  die  einschlägigen Ge-
setze einen relativ weiten Zumessungsspielraum offen lies-
sen, bleibe der Eindruck sowohl einer aufgrund des engen 
Bezuges zum hinterzogenen Betrag spürbaren residualen Er­
folgsbezogenheit der gesetzlichen Strafandrohung als auch 






der  unterschiedlichen  Konstellationen  der  Klägerin  (Auf-
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Auch der Eventualvorsatz von B. B. (dem Hauptaktionär der 
Klägerin,  im hier besprochenen Bundesgerichtsurteil abge-
kürzt mit A. A.) sei – wohl praxisgemäss (sic!) – recht leicht­
hin angenommenen worden, obwohl man sich fragen könne, 






die Steuerrekurskommission im Verfahren betreffend die 
Bundessteuer methodisch vorwiegend verwaltungsrechtlich 






desgesetzgeber  habe  mit  der  Einführung  eines Regelstraf­
masses auf Gesetzesebene einen Schritt zurück in Richtung 




gelten würden,  bestehe ein erhebliches Spannungsverhält­
nis zum Verschuldensprinzip des gemeinen Strafrechts. Die 
Steuerbehörden wie  die  Rechtsmittelbehörden  hielten  sich 
zudem  weitestgehend  an  diese  Strafzumessungsregel,  ob­






richts als akten- und praxiswidrig. Bei formelhaften Bussen, 
einem Erfolgsstrafrecht, wie es immer noch im Steuerstraf­
recht der Schweiz praktiziert werde, liesse sich mindestens 
eine teilweise Abweichung (vom Prinzip, wonach aufgrund 
der Höchstpersönlichkeit  der  Strafe  eine Überwälzung  aus 
zivilrechtlichen Erwägungen  ausgeschlossen  sei)  im  Sinne 
des  Handelsgerichts  St.  Gallen  rechtfertigen  (Behnisch, 
a.a.O., 461 f.).
c) Kurz: Sowohl das Handelsgericht St. Gallen als auch 




Die  direkte  Bundessteuer  [Wehrsteuer],  III.  Teil  [Art. 65–
158 BdBSt], 2. Aufl. Basel 1992) nehmen dem heute massge­
benden Steuerstrafrecht seinen Anspruch, echtes (verschul­
densabhängiges) Strafrecht zu sein, nicht ab. Diese Haltung 









partnerin  verlassen  hat  ...),  ist  ausserordentlich  aufwändig 
und  selbst  für  die  «gewöhnliche»  Strafjustiz  nicht  immer 
einfach. Es ist nur schwer vorstellbar, dass die zuständigen 
Steuerbehörden  und  die  unterinstanzlichen  Steuerjustizbe-









Fahrlässigkeit  eines  Ingenieurs  und  ETH-Professors  liegt, 
der – beraten von einem «fachkundigen» Treuhänder – nicht 
nur  korrekterweise  sein  Einkommen  aus  unselbständiger 
Erwerbstätigkeit,  sondern  auch  fälschlicherweise  sein Ein-
kommen  aus  selbständiger  Erwerbstätigkeit  als  Gutachter 
an  seinem Wohnsitz  in  Chur  statt  an  seinem Arbeitsort  in 
Zürich versteuert  (vgl.  dazu das Urteil  des Bundesgerichts 
4C.316/2001 vom 7.2.2002, AJP 2003, 713 ff.). Hat dieser 








merhin  sein  ganzes  Einkommen  (wenn  auch  teilweise  am 




denn  der  subjektive  Tatbeitrag  der  Ehefrau  des  Hauptak-
tionärs der Klägerin  lag. Dem Entscheid 2A.187/2000 und 
2A.195/2000 vom 3.11.2000, in welchem die II. öffentlich-
rechtliche Abteilung  des  Bundesgerichts  den  hier  interes-
sierenden Steuerstraffall seinerzeit abschliessend beurteilte, 
lässt  sich dazu nichts  entnehmen,  im Gegenteil. So  sprach 
das Bundesgericht  etwa von den Feststellungen der Vorin-
stanz betreffend das Wissen bzw. den Vorsatz des Beschwer-
deführers  (Singular),  im  übernächsten  Satz  aber  –  ohne 
weitere  Erklärung –  vom Wissen  oder Wissenmüssen  der 
Beschwerdeführer (Plural). Weiter führte es aus, er (der Be-
schwerdeführer) hätte seinen Vertreter auf diese geldwerten 
Vorteile  hinweisen  und  entsprechend  dokumentieren  müs-
sen oder er hätte zumindest die Steuererklärung nicht ohne 
entsprechende  Korrekturen  unterzeichnen  und  einreichen 
dürfen. Die  Steuerbehörden  hätten  daher  zu Recht  auf  ein 
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vom 3.11.2000). Gemäss Art. 180 DBG und Art. 57 Abs. 4 
StHG hätte aber eigentlich jeder Ehegatte gesondert mit ei­
ner Strafe belegt werden müssen, die nach seinem eigenen 
Verschulden zu bemessen gewesen wäre  (Roman  Sieber, 
Art. 180  DBG  N  2,  in:  Kommentar  zum  schweizerischen 
Steuerrecht Band I/2b, Bundesgesetz über die direkte Bun-
dessteuer  [DBG]  Art. 82–222,  2.  A.  Basel  2008;  ders., 
Art. 57 StHG N 19a,  in: Kommentar zum schweizerischen 
Steuerrecht  Band  I/1,  Bundesgesetz  über  die  Harmonisie-
rung  der  direkten  Steuern  der  Kantone  und  Gemeinden 
[StHG], 2. A. Basel etc. 2002; vgl. dazu auch ein Urteil des 
Verwaltungsgerichts  des  Kantons  Bern  vom  17.12.2002, 
BVR  2003,  218 ff.).  Die  Steuerjustizinstanzen –  auch  das 
Bundesgericht – haben dies seinerzeit (wahrscheinlich man-
gels entsprechender Rügen) nicht korrigiert.













delsgericht St. Gallen  in  seinem Entscheid  vom 13.11.2006, 







Rechtsgutes,  die  Verwerflichkeit  des  Handelns,  die  Beweg-
gründe und Ziele der Täter etc. i.S.v. Art. 47 StGB bzw. Art. 63 
aStGB  hinreichend  berücksichtigt? Will  das  Steuerstrafrecht 
als  echtes  Schuldstrafrecht  im  modernen  Sinne  verstanden 
werden, so müssten eigentlich die entsprechenden Strafurteile 




lich  wegen Anstiftung  oder  Gehilfenschaft  oder  in  seiner 
Funktion als Vertreter des Steuerpflichtigen belangt werden 
(Art. 177 DBG; Art. 56 Abs. 3 StHG; Sieber, a.a.O., Art. 177 

















nicht  zu  einer  verpönten  doppelten Bestrafung  der  Steuer-
beraterin führen würde und damit der Grundsatz «ne bis in 







anders  auszusehen.  Dass  die  Steuerjustizbehörden  in casu 
den Eventualvorsatz der Klägerin und  ihres Hauptaktionärs 
bejaht  haben,  leuchtet mir  (anders  als  dem Handelsgericht 
St. Gallen) bei der Lektüre des Entscheids der II. öffentlich-
rechtlichen Abteilung  2A.187/2000  und  2A.195/2000  vom 
3.11.2000  allerdings  ohne  weiteres  ein.  Insoweit  ist  nach 
meinem Dafürhalten das hier besprochene Urteil für den kon-
kreten Fall auch aus praktischer Sicht durchaus sachgerecht.











sich  dann  im Klaren  sein,  dass  das  Steuerstrafrecht  in  der 
Realität  dem  subjektiven Verschulden  bei weitem  nicht  so 
stark Rechnung trägt, wie die I. zivilrechtliche Abteilung des 
Bundesgerichts behauptet.
5.–  a) Trotz  dieser Bedenken  aus  praktischer  Sicht  ist  der 
hier diskutierte Entscheid nach meinem Dafürhalten de lege 
lata richtig. Die Teilrechtsordnung Privatrecht soll und darf 
die Teilrechtsordnung Steuerstrafrecht  nach  ihrem  (theore-
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tischen) Anspruch  beurteilen.  Innerhalb  ein  und  derselben 
















Instanzen  ausgefällt  wurde.  Im  «Devisenbussen-Fall»  hat 
das  Bundesgericht  bei der Frage der Abwälzbarkeit einer 






rend  oder  konfiskatorisch  oder  wurde  sie  in  einem  gegen 
elementare Rechte des Betroffenen verstossenden Verfahren 
ausgesprochen, so müsste ihr der Pönalcharakter im hier in-
teressierenden  Sinn  abgesprochen werden;  die Abwälzbar-
keit des entsprechenden Nachteils auf einen Dritten (z.B. auf 
eine Bank, welche das Bankgeheimnis verletzt hat) könnte 
dann  nicht mit  dem Argument  verneint werden,  die Busse 
solle den «Täter» persönlich treffen. Bei ausländischen Bus-
sen oder Geldstrafen müssen daher gegebenenfalls im Ein-








ein  Steuerpflichtiger  eines  Beraters  bedient.  Das  hier  dis-
kutierte Urteil der I. zivilrechtlichen Abteilung des Bundes-
gerichts könnte zur Folge haben, dass sich Steuerpflichtige 














ren  die  Steuerverwaltungen  vermutlich  dankbar  (ähnlich 
auch  Behnisch,  a.a.O.,  462),  und  sie  hätte  nach  meinem 
Dafürhalten  viel  für  sich.  Der  blosse  Umstand,  dass  auf 
 diese Weise steuerrechtliche Sanktionen am Ende auf die Be-
rufshaftpflichtversicherer –  und  letztlich  wirtschaftlich  gar 
auf die Gesamtheit aller Rat suchenden Steuerpflichtigen – 
abgewälzt  würden  (Ebke/Mössle,  a.a.O.,  1180),  spräche 
m.E. nicht  gegen  diese  Lösung. Ob eine solche haftungs­
rechtliche statt strafrechtliche Konzeption des steuerlichen 
Sanktionenrechts indessen mit übergeordnetem Recht (etwa 








verständlich  ein Zwischenhändler,  der  seinem Abnehmer 
eine  vertraglich  vereinbarte Konventionalstrafe  bezahlen 
muss, weil  er  von  seinem Lieferanten  im  Stich  gelassen 
wurde und daher den Abnehmer nicht bzw. nicht  fristge-
recht  beliefern  konnte,  von  seinem  Lieferanten  auch  in 
Zukunft  grundsätzlich  Schadenersatz  für  diese  «Strafe» 
verlangen (BGE 116 II 441). Dasselbe gilt für einen Sport-
verein,  der  einem  Landesverband  eine  Vereinsbusse  be-
zahlen muss, weil  z.B. bei  einem von  ihm veranstalteten 
Fussballspiel  Zuschauer  über  das  Spielfeld  gerannt  sind, 
und der die betreffenden Personen für diesen Schaden we-
gen  positiver  Vertragsverletzung  verantwortlich  machen 
möchte (vgl. dazu als Beispiel das «Stadionflitzer-Urteil» 
des  Landgerichts  Rostock  vom  16.6.2005  [9  O  328/04] 
i.S. FC Hansa Rostock, besprochen von Rainer Cherkeh 
in Jusletter vom 19.12.2005).
b)  Sogar  eine  echte  strafrechtliche Busse muss  in  einer 
besonderen Fallkonstellation zivilrechtlich grundsätzlich ab-
wälzbar sein, und zwar dann, wenn ein Anwalt (oder Steu­
erberater) in einem (Steuer­)Strafverfahren ein Rechtsmittel 
nicht, nicht rechtzeitig oder nicht in korrekter Form ergriffen 




Instanz  mit  hinreichender Wahrscheinlichkeit  herabgesetzt 
oder  gar  aufgehoben  worden  wäre,  wenn  der Anwalt  die 
Rechtsschrift  korrekt  eingereicht  hätte  (vgl.  zur Problema-
tik des «Prozesses  im Prozess» ausführlich etwa Laurent 





















dem Anwaltshaftungsfall befasste Zivilgericht hat richtiger­
weise nicht zu prüfen, wie die Strafjustizbehörden das Straf­
recht hätten anwenden sollen (indem es ein unterinstanzliches 
Strafurteil mit seinen eigenen normativen Vorstellungen über 
die «richtige» Strafrechtsanwendung vergleicht), sondern wie 















Fellmann, Die Haftung  des Anwalts,  in:  Schweizerisches 
Anwaltsrecht, hrsg. von Walter Fellmann/Claire Huguenin Ja-
cobs/Tomas Poledna/Jörg Schwarz, Bern 1998, 185 ff., spez. 













Die  anwaltsrechtliche Literatur  in  der  Schweiz  hat  sich 
soweit  ersichtlich nie  grundsätzlich gegen die Ersatzfähig-













ristische Person aufgrund eines Fehlverhaltes eines Organs 







und Art. 57 Abs. 1  StHG). Gleichzeitig knüpft das Steuer­
strafrecht die Strafbarkeit der juristischen Person in aller 
Regel an ein vorwerfbares Fehlverhalten ihrer Organe an, 
d.h. eine juristische Person wird wegen eines vorsätzlich oder 
fahrlässig  begangenen  Steuerdelikts  verantwortlich,  wenn 
eines ihrer Organe vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt hat 
(Sieber,  a.a.O., Art. 181 DBG N  6, m.Nw.;  ders.,  a.a.O., 
Art. 57 StHG N 5). Der vorliegende Fall ist ein schönes Bei-
spiel dafür: Der Klägerin wurde im Steuerstrafverfahren ein 




gericht  hat  seinerzeit  im  Steuerstrafverfahren  ausdrücklich 
ausgeführt, die Organe der damaligen Beschwerdeführerin 
hätten zum Zeitpunkt der Einreichung der Steuererklärung 








sönlich» betrachtet werden kann.  Im Gegenteil  dürfte  eine 





ten. Dementsprechend ist das Unterlassen der Abwälzung als 
verdeckte Gewinnausschüttung bzw. geschäftsmässig nicht 
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dazu  etwa Art. 102  StGB).  Zudem  ergibt  sich  auch  dann, 
wenn  im  Innenverhältnis  eine  fehlbare Person  eruiert wer-
den kann, in vielen Fällen ein weiteres Problem: Die Höhe 
der einem Unternehmen auferlegte Busse wird oft – so etwa 







a) Die Frage, welcher Gütermasse eine Busse oder Geld­
strafe zuzuordnen ist, wenn eine verheiratete Person straf­
fällig wird,  wurde  bisher  soweit  ersichtlich  in  Rechtspre-
chung und Literatur noch nicht thematisiert. Die praktische 
Relevanz  dieser  Frage  liegt  auf  der  Hand:  Der  zulässige 
Maximalbetrag  einer  Geldstrafe  beläuft  sich  zurzeit  auf 
Fr. 1 080 000.–  (Art. 34 StGB), und Bussen können  im Ne-
benstrafrecht,  insbesondere  im  Steuerrecht,  ohne  weiteres 
mehrere Millionen Franken ausmachen (für Steuerhinterzie-
hung z.B. ist in Art. 175 DBG und Art. 56 Abs. 1 StHG keine 
betragsmässige  Obergrenze  vorgesehen).  Die Antwort  auf 
die Frage ist indessen einfach: Die höchstpersönliche Natur 
der Busse oder Geldstrafe lässt eine ganze oder teilweise Ab-
wälzung auf einen Dritten nicht zu. Güterrechtlich kann eine 







dern  freiwillig –  oder  gestützt  auf  eine  vermeintlich  gül-
tige (effektiv aber nichtige) Schadloshaltungsklausel – eine 
Busse bezahlt. Ob das den Straftatbestand der Begünstigung 







kostenersatz  betrachtet werden. Dementsprechend  hat  eine 
derartige Zahlung steuer­ und sozialversicherungsrechtliche 




Busse  des Arbeitnehmers  bezahlt,  weil  das  entsprechende 
Delikt  einen  Zusammenhang  mit  dem  Arbeitsverhältnis 
hat –  als Einkommen  zu  qualifizieren und  entsprechend  zu 
versteuern.  Auf  vom  Arbeitgeber  übernommenen  Bussen 
des Arbeitnehmers sind zudem Sozialversicherungsbeiträge 
zu  entrichten  (vgl.  dazu Art. 5 AHVG und Art. 7 AHVV). 
Selbständigerwerbende können Bussen – auch wenn sie für 
Delikte ausgesprochen wurden, die im Zusammenhang mit 
der  unternehmerischen  Tätigkeit  stehen –  steuerlich  nicht 
als Gewinnungskosten in Abzug bringen  (Peter  Locher, 
Kommentar zum DBG, I. Teil, Therwil/Basel 2001, Art. 27 



















Beispiel für die enge Verzahnung zweier rechtlicher Subsys­
teme (für ein anderes Beispiel siehe etwa Thomas Koller, 
Wechselwirkungen  zwischen  privatrechtlichen  Rechtsge-
schäften und ihren Steuerfolgen – Ein Beispiel für die enge 
Verzahnung  zweier  rechtlicher  Subsysteme,  ZBJV  1998, 
309 ff.). Einmal mehr wird dem Betrachter eindrücklich vor 
Augen geführt, welche interessanten Probleme sich aus dem 
Zusammenspiel von Teilrechtsordnungen ergeben können.
